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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Ständerat Kommission des Nationalrates

I

Das Geldwäschereigesetz vom 
10. Oktober 19972 wird wie folgt ge-
ändert:

Art. 2 Abs. 1 Bst. c, 3bis, 3ter, 4 Bst. f, 
4bis, 4ter und 5
1 Dieses Gesetz gilt:

c.	 für Beraterinnen und Berater.

2		 SR 955.0

I I

Art. 2	 Geltungsbereich Art. 2 Art. 2

1 Dieses Gesetz gilt:
a.	 für Finanzintermediäre;
b.	 für natürliche und juristische Per-

sonen, die gewerblich mit Gütern 
handeln und dabei Bargeld ent-
gegennehmen (Händlerinnen und 
Händler). 

2 Finanzintermediäre sind:
a.	 die Banken nach Artikel 1a des 

Bankengesetzes vom 8. Novem-
ber 1934 (BankG) und die Perso-
nen nach Artikel 1b BankG;

abis.die Vermögensverwalter und die 
Trustees nach Artikel 2 Absatz 1 
Buchstaben a und b des Finan-
zinstitutsgesetzes vom 15. Juni 
2018 (FINIG);

b.	 die Fondsleitungen nach Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe d FINIG;

bbis.die Bewilligungsträger nach Arti-
kel 13 Absatz 2 Buchstaben b–d 
des Kollektivanlagengesetzes 
vom 23. Juni 2006 (KAG) und die 
Verwalter von Kollektivvermögen 
nach Artikel 2 Absatz 1 Buchsta-
be c FINIG; 

c.	 die Versicherungseinrichtungen 
nach dem Versicherungsauf-
sichtsgesetz vom 17. Dezember 
2004, welche die direkte Lebens-
versicherung betreiben oder An-
teile einer kollektiven Kapitalanla-
ge anbieten oder vertreiben;
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d.	 die Wertpapierhäuser nach Artikel 
2 Absatz 1 Buchstabe e FINIG;

dbis.die zentralen Gegenparteien und 
die Zentralverwahrer nach dem 
Finanzmarktinfrastrukturgesetz 
vom 19. Juni 2015 (FinfraG);

dter.	die Zahlungssysteme, sofern sie 
nach Artikel 4 Absatz 2 des Fin-
fraG eine Bewilligung der Eidge-
nössischen Finanzmarktaufsicht 
(FINMA) benötigen;

dquater.die Handelssysteme für DLT-Ef-
fekten nach Artikel 73a des Fin-
fraG (DLT-Handelssysteme);

e.	 die Spielbanken nach dem Geld-
spielgesetz vom 29. September 
2017 (BGS);

f.	 die Veranstalterinnen von Gross-
spielen nach dem BGS;

g.	 die Handelsprüfer und Gruppen-
gesellschaften nach Artikel 42bis 
des Edelmetallkontrollgesetzes 
vom 20. Juni 1933 (EMKG).

3 Finanzintermediäre sind auch Per-
sonen, die berufsmässig fremde 
Vermögenswerte annehmen oder 
aufbewahren oder helfen, sie anzule-
gen oder zu übertragen; insbesonde-
re Personen, die:
a.	 das Kreditgeschäft (namentlich 

durch Konsum- oder Hypothekar-
kredite, Factoring, Handelsfinan-
zierungen oder Finanzierungslea-
sing) betreiben;

b.	 Dienstleistungen für den Zah-
lungsverkehr erbringen, nament-
lich für Dritte elektronische Über-
weisungen vornehmen oder 
Zahlungsmittel wie Kreditkarten 
und Reiseschecks ausgeben oder 
verwalten;
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Ständerat Kommission des Nationalrates

3bis Als Beraterinnen und Bera-
ter gelten natürliche und juristi-
sche Personen, die für Dritte 
berufsmässig bei finanziellen 
Transaktionen einschliesslich 
der Mittelbeschaffung im Zu-
sammenhang mit konkreten 
Rechtsvorgängen gemäss 
Buchstabe a bis e mitwirken:  
 

a.	 Kauf und Verkauf von 
Grundstücken;

b.	 Gründung und Errichtung 
von nicht operativen 
Rechtseinheiten mit Sitz in 
der Schweiz oder von 
Rechtseinheiten mit Sitz im 
Ausland;

c.	 Führung und Verwaltung 
von nicht operativen 
Rechtseinheiten;

c.	 für eigene oder fremde 
Rechnung mit Banknoten 
und Münzen, Geldmarktin-
strumenten, Devisen, Edel-
metallen, Rohwaren und 
Effekten (Wertpapiere und 
Wertrechte) sowie deren 
Derivaten handeln;

d.	 ...
e.	 ...
f.	 als Anlageberater Anlagen 

tätigen;
g.	 Effekten aufbewahren oder 

verwalten.
Mehrheit Minderheit II (Dandrès,  

Arslan, Flach, Funiciello,  
Gaillard Benoît, Jaccoud, 
Mahaim, Schmezer,  
Schneider Meret)

Minderheit I (Flach,  
Arslan, Bally, Bregy, Dandrès, 
Funiciello, Jaccoud, Gaillard 
Benoît, Schmezer,  
Schneider Meret)

3bis Als Beraterinnen und Bera-
ter gelten Anwältinnen und 
Anwälte, Notarinnen und Nota-
re und sonstige Personen, die 
Rechts- oder buchhalterische 
Beratungen anbieten, wenn 
sie für ihre Kundin oder ihren 
Kunden berufsmässig an der 
Planung oder Durchführung 
von Geschäften mitwirken, die 
Folgendes betreffen:

3bis ...

a.	 Verkauf oder Kauf eines 
Grundstücks;

b.	 Gründung und Errichtung 
von Sitzgesellschaften mit 
Sitz in der Schweiz oder 
von Rechtseinheiten mit 
Sitz im Ausland;

b.	 Gründung oder Errichtung 
einer Gesellschaft, einer 
Stiftung oder eines Trusts;

c.	 Führung oder Verwaltung 
einer Gesellschaft, einer 
Stiftung oder eines Trusts;

c.	 Führung und Verwaltung 
von Sitzgesellschaften;
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d.	 Einlagen und Ausschüttun-
gen von nicht operativen 
Rechtseinheiten;

e.	 Kauf und Verkauf von 
Rechtseinheiten, sofern 
der Kauf oder Verkauf 
durch eine nicht operative 
Rechtseinheit erfolgt.  
 

3ter Als Beraterinnen und Bera-
ter gelten zudem natürliche 
und juristische Personen, die 
berufsmässig für die Dauer 
von mehr als sechs Monaten 
Adressen oder Räume als 
Domizil für Rechtseinheiten 
bereitstellen.

(Mehrheit) (Minderheit II (Dandrès, ...))(Minderheit I (Flach, ...))
d.	 Organisation der Mittelbe-

schaffung einer Gesell-
schaft;

d.	 Einlagen und Ausschüttun-
gen von Sitzgesellschaf-
ten;

e.	 Verkauf oder Kauf einer 
Gesellschaft.

e.	 Kauf und Verkauf von 
Rechtseinheiten, sofern 
der Kauf oder Verkauf 
durch eine Sitzgesellschaft 
erfolgt.

(siehe Art. 2a Abs. 6 und 7)

Mehrheit Minderheit (Mahaim, Arslan, 
Dandrès, Funiciello, Jaccoud,  
Gaillard Benoît, Schmezer)
3ter Als Beraterinnen und Bera-
ter gelten Personen, die be-
rufsmässig folgende Dienst-
leistungen für ihre Kundinnen 
und Kunden erbringen:

a.	 Gründung oder Errichtung 
einer Gesellschaft, einer 
Stiftung oder eines Trusts;

b.	 Bereitstellung einer Adres-
se oder von Räumlichkei-
ten als Sitz für eine Gesell-
schaft, eine Stiftung oder 
einen Trust;

c.	 Handeln als treuhände-
risch tätige Aktionärin oder 
treuhänderisch tätiger 
Aktionär.
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4 Vom Geltungsbereich dieses Ge-
setzes ausgenommen sind:

3quater Als Beraterinnen und Berater 
gelten überdies Urkundspersonen im 
öffentlich-rechtlichen Anstellungsver-
hältnis, die für Dritte berufsmässig 
bei finanziellen Transaktionen ein-
schliesslich der Mittelbeschaffung im 
Zusammenhang mit konkreten 
Rechtsvorgängen gemäss Absatz 3bis 
Buchstabe a bis e mitwirken.
(siehe Art. 22a Abs. 1, Art. 22b, Art. 
29 Abs. 1 Bst. h und Abs. 3, Art. 35 
Abs. 2 Bst. i)

4 ...4 Vom Geltungsbereich dieses Geset-
zes ausgenommen sind:
a.	 die Schweizerische Nationalbank;
b.	 steuerbefreite Einrichtungen der 

beruflichen Vorsorge;
c.	 Personen, die ihre Dienstleistun-

gen ausschliesslich gegenüber 
steuerbefreiten Einrichtungen der 
beruflichen Vorsorge erbringen;

d.	 Finanzintermediäre nach Absatz 
3, die ihre Dienstleistungen aus-
schliesslich gegenüber Finanzin-
termediären nach Absatz 2 erbrin-
gen oder gegenüber 
ausländischen Finanzintermediä-
ren, die einer gleichwertigen 
Aufsicht unterstellt sind wie diese;

e.	 Limited Qualified Investor Funds 
(L-QIF) in der Rechtsform der 
Investmentgesellschaft mit varia-
blem Kapital (SICAV) oder der 
Kommanditgesellschaft für kollek-
tive Kapitalanlagen (KmGK), 
wenn das nach Artikel 118h Ab-
satz 1, 2 oder 4 KAG für die Ge-
schäftsführung zuständige Institut 
die Erfüllung der in diesem Ge-
setz enthaltenen Pflichten über-
nimmt.
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates
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f.	 Anwältinnen und Anwälte sowie 
Notarinnen und Notare, die eine 
Tätigkeit im Zusammenhang mit 
Gerichts , Straf-, Verwaltungs- 
oder Schiedsverfahren ausüben, 
einschliesslich der Vertretung in 
Verfahren und der Beratung im 
Zusammenhang mit der Vorberei-
tung und Durchführung von Ver-
fahren, der Abklärung des Sach-
verhalts, der Beurteilung von 
Prozessrisiken, der Verhinderung 
solcher Verfahren und der Durch-
setzung der Ergebnisse der Ver-
fahren.

4bis Vom Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ausgenommen sind Bera-
ter für ihre Tätigkeit als Revisions-
stelle im Sinne des OR.  
 
 

Mehrheit Minderheit (Dandrès, Arslan, Flach, 
Funiciello, Gaillard Benoît, Jaccoud, 
Schmezer, Schneider Meret)
f.	 Beraterinnen und Berater, die 

eine Tätigkeit im Zusammenhang 
mit Gerichts-, Straf-, Verwaltungs- 
oder Schiedsverfahren ausüben.

Mehrheit Minderheit (Flach, Arslan, Bally, 
Dandrès, Funiciello, Gaillard Benoît, 
Jaccoud, Mahaim, Schmezer, 
Schneider Meret)

4bis Vom Geltungsbereich dieses 
Gesetzes als Beraterinnen und Bera-
ter ausgenommen sind von der Revi-
sionsaufsichtsbehörde zugelassene 
oder beaufsichtigte natürliche Perso-
nen und juristische Personen für ihre 
Revisions- und Prüftätigkeit.

4bis Gemäss Entwurf der  
Kommission des Ständerates
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4ter In Anbetracht des tiefen 
Risikos von Geldwäscherei 
und Terrorismusfinanzierung 
sind vom Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ausgenom-
men:
a.	 Transaktionen im Zusam-

menhang mit Grundstü-
cken und Rechtseinheiten 
infolge Familien-, Ehe- und 
Ehegüterrecht, Erbrecht 
oder Schenkung oder bei 
denen sich untereinander 
verbundene Personen 
gemäss Artikel 2 Absatz 2 
Buchstabe a Finanzinsti-
tutsgesetz (FINIG) gegen-
überstehen;

b.	 Übertragungen von Grund-
stücken und Rechtseinhei-
ten mit einem Wert unter 
5 Millionen Franken, soweit 
der Kaufpreis ausschliess-
lich über dem Gesetz un-
terstellte Banken oder 
andere Finanzintermediäre 
geleistet und empfangen 
wird;

c.	 Kauf von selbst bewohnten 
Wohnliegenschaften in der 
Schweiz oder Kauf von 
Wohnliegenschaften, die in 
der Schweiz als Ersatzlie-
genschaft im Sinne von 
Artikel 12 Absatz 3 Buch-
stabe e des Steuerharmo-
nisierungsgesetz (StHG) 
dienen;

Mehrheit Minderheit II (Dandrès, 
Arslan, Flach, Funiciello,  
Gaillard Benoît, Jaccoud, 
Mahaim, Schmezer,  
Schneider Meret)

Minderheit I (Flach, Arslan, 
Bally, Dandrès, Funiciello, 
Gaillard Benoît, Jaccoud, 
Mahaim, Schmezer,  
Schneider Meret)

4ter ... 4ter ...

a.	 Streichen

b.	 Streichenb.	 ...  
       ... und Rechtseinhei-
ten mit einem Wert unter 
3 Millionen Franken, soweit 
...  
 
 
 

c.	 Streichen
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Ständerat Kommission des Nationalrates

d.	 Übertragung von landwirt-
schaftlichen Gewerben 
oder Grundstücken ge-
mäss Bundesgesetz über 
das bäuerliche Bodenrecht 
an Personen, die diese 
selbst bewirtschaften wol-
len;

e.	 Übertragung von Grund-
stücken zwecks Güterzu-
sammenlegung und ähnli-
chen Vorgängen;

f.	 Organtätigkeiten für opera-
tive Rechtseinheiten sowie 
für gemeinnützige Stiftun-
gen und für operativ tätige 
Vereine mit Sitz in der 
Schweiz;

g.	 Errichtung von Stiftungen 
von Todes wegen;

h.	 Reine Beurkundung ohne 
akzessorische Beratungs-
tätigkeit; und

i.	 Tätigkeit von Amtsnotaria-
ten.

(Mehrheit) (Minderheit II (Dandrès, ...))(Minderheit I (Flach, ...))
d.	 Gemäss Ständerat

e.	 Streichen

f.	 Streichen

g.	 Streichen

h.	 Streichen

i.	 Streichen

Mehrheit Minderheit (Bally, Arslan, 
Bregy, Dandrès, Flach,  
Funiciello, Gaillard Benoît, 
Jaccoud, Mahaim, Schmezer, 
Schneider Meret)

j.	 Immobilienvermittlungen, 
sofern der Kaufpreis aus-
schliesslich über Banken 
oder andere dem Gesetz 
unterliegende Finanzinter-
mediäre gezahlt und erhal-
ten wird.

j.	 Streichen
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Ständerat Kommission des Nationalrates

5 Der Bundesrat kann durch Verord-
nung weitere Ausnahmen von Artikel 
2 Absatz 3bis und Absatz 3ter dieses 
Gesetzes vorsehen.  
 
 
 
 
 
 
 

Mehrheit Minderheit (Funiciello, Dandrès, 
Flach, Gaillard Benoît, Jaccoud, 
Schmezer)
5 Der Bundesrat präzisiert, welche 
Tätigkeiten als Finanzintermediation 
oder Beratung gelten. Er legt die 
Kriterien fest, nach denen eine Tätig-
keit als berufsmässig ausgeübt gilt, 
insbesondere aufgrund des Umfangs 
oder des Wertes der betreffenden 
Tätigkeiten, der Höhe der aus dieser 
Tätigkeit erzielten Einkünfte, der 
Anzahl Kundinnen und Kunden oder 
des Betrags der betroffenen Vermö-
genswerte.
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 2a Art. 2aArt. 2a	 Begriffe
1 Als politisch exponierte Person im 
Sinne dieses Gesetzes gelten:
a.	 Personen, die im Ausland mit 

führenden öffentlichen Funktio-
nen betraut sind oder waren, 
insbesondere Staats- und Regie-
rungschefinnen und ‑chefs, hohe 
Politikerinnen und Politiker auf 
nationaler Ebene, hohe Funktio-
närinnen und Funktionäre in Ver-
waltung, Justiz, Militär und Partei-
en auf nationaler Ebene, die 
obersten Organe staatlicher Un-
ternehmen von nationaler Bedeu-
tung (ausländische politisch expo-
nierte Personen);

b.	 Personen, die in der Schweiz auf 
nationaler Ebene mit führenden 
öffentlichen Funktionen in Politik, 
Verwaltung, Militär und Justiz 
betraut sind oder waren sowie 
Mitglieder des Verwaltungsrates 
oder der Geschäftsleitung staatli-
cher Unternehmen von nationaler 
Bedeutung (inländische politisch 
exponierte Personen);

c.	 Personen, die in zwischenstaatli-
chen Organisationen und in inter-
nationalen Sportverbänden mit 
führender Funktion betraut sind 
oder waren, insbesondere Gene-
ralsekretärinnen und Generalse-
kretäre, Direktorinnen und Direk-
toren, Vizedirektorinnen und 
Vizedirektoren, Mitglieder der 
Verwaltungsorgane sowie Perso-
nen mit gleichwertigen Funktio-
nen (politisch exponierte Perso-
nen bei internationalen 
Organisationen).
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Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
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Ständerat Kommission des Nationalrates

2 Als politisch exponierten Personen 
nahestehend gelten natürliche Perso-
nen, die Personen nach Absatz 1 aus 
familiären, persönlichen oder ge-
schäftlichen Gründen erkennbar 
nahestehen.
3 Als wirtschaftlich berechtigte Perso-
nen einer operativ tätigen juristischen 
Person gelten die natürlichen Perso-
nen, welche die juristische Person 
letztendlich dadurch kontrollieren, 
dass sie direkt oder indirekt, allein 
oder in gemeinsamer Absprache mit 
Dritten, mit mindestens 25 Prozent 
des Kapitals oder des Stimmenan-
teils an dieser beteiligt sind oder sie 
auf andere Weise kontrollieren. Kön-
nen diese nicht festgestellt werden, 
so ist die Identität des obersten Mit-
glieds des leitenden Organs festzu-
stellen.
4 Inländische politisch exponierte 
Personen gelten 18 Monate nach 
Aufgabe der Funktion nicht mehr als 
politisch exponiert im Sinne dieses 
Gesetzes. Die allgemeinen Sorgfalts-
pflichten der Finanzintermediäre 
bleiben vorbehalten.
5 Als internationale Sportverbände im 
Sinne von Absatz 1 Buchstabe c 
gelten das Internationale Olympische 
Komitee sowie die von ihm aner-
kannten nichtstaatlichen Organisatio-
nen, die auf globaler Ebene eine 
oder mehrere offizielle Sportarten 
regeln.
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6 Nicht operative Rechtseinhei-
ten sind juristische Personen, 
Gesellschaften, Anstalten, 
Stiftungen, Trusts, Treuhand-
unternehmen und ähnliche 
Verbindungen, die nicht zum 
Zweck des Betriebs oder der 
Unterstützung der operativen 
Tätigkeiten eines Unterneh-
mens oder eines Konzerns 
gegründet oder unterhalten 
werden, insbesondere Sitzge-
sellschaften.

Mehrheit Minderheit II (Schneider  
Meret, Arslan, Dandrès,  
Funiciello, Jaccoud, Gaillard 
Benoît, Mahaim, Schmezer)

Minderheit I (Flach, Arslan, 
Bally, Bregy, Dandrès,  
Funiciello, Jaccoud, Gaillard 
Benoît, Schmezer, Schneider 
Meret)
6 Als Sitzgesellschaften im 
Sinne dieses Gesetzes gelten 
juristische Personen, Gesell-
schaften, Anstalten, Stiftun-
gen, Trusts, Treuhandunter-
nehmungen und ähnliche 
Verbindungen, die kein Han-
dels-, Fabrikations- oder ande-
res nach kaufmännischer Art 
geführtes Gewerbe betreiben. 

6 Streichen

7 Nicht als Sitzgesellschaften 
gelten Gesellschaften, die:
a.	 die Wahrung der Interes-

sen ihrer Mitglieder oder 
ihrer Begünstigten in ge-
meinsamer Selbsthilfe 
bezwecken oder politische, 
religiöse, wissenschaftli-
che, künstlerische, ge-
meinnützige, gesellige 
oder ähnliche Zwecke 
verfolgen;

b.	 eine oder mehrere operativ 
tätige Gesellschaften 
mehrheitlich halten und 
deren Zweck nicht haupt-
sächlich in der Verwaltung 
von Vermögen Dritter be-
steht (Holdinggesellschaf-
ten).

(siehe Art. 2 Abs. 3bis Bst. b-e)
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des Ständerates

Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 2b	 Materiellrechtliche 
Koordination

1 Wenn dieselbe Tätigkeit sowohl als 
Finanzintermediation als auch als 
Beratung nach Artikel 2 Ab-
satz 3bis oder 3ter gilt, gelten die auf 
die Finanzintermediäre anwendbaren 
Bestimmungen für diese Tätigkeit.
2 Wer sowohl als Finanzintermediär 
als auch als Beraterin oder Berater 
tätig ist, untersteht den für die einzel-
nen Tätigkeiten einschlägigen Be-
stimmungen. Sie oder er kann erklä-
ren, ihre oder seine gesamten 
Tätigkeiten den auf die Finanzinter-
mediäre anwendbaren Bestimmun-
gen zu unterstellen. Der Bundesrat 
regelt die Einzelheiten der Erklärung.

Gliederungstitel nach Art. 8a

1b. Abschnitt: 
Sorgfaltspflichten der 
Beraterinnen und Berater

Art. 8b	 Sorgfaltspflichten
1 Beraterinnen und Berater müssen 
folgende Pflichten erfüllen:
a.	 Identifizierung der Kundin oder 

des Kunden (Art. 3 Abs. 1); 
b.	 Feststellung der wirtschaftlich 

berechtigten Person (Art. 4 Abs. 1 
und 2 Bst. a und b); 

c.	 Dokumentationspflicht (Art. 7).
2 Sie müssen Gegenstand und Zweck 
des von der Kundin oder dem Kun-
den gewünschten Geschäfts oder der 
von der Kundin oder dem Kunden 
gewünschten Dienstleistung identifi-
zieren.
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3 Sie müssen die Hintergründe und 
den Zweck eines Geschäfts oder der 
Dienstleistung abklären, wenn dies 
angesichts der hohen Risiken, die 
von dem Geschäft, der Dienstleis-
tung oder der Kundin oder dem Kun-
den ausgehen, gerechtfertigt ist.

Art. 8c	 Vereinfachte oder 
erhöhte Sorgfaltspflich-
ten

1 Der Umfang der Sorgfaltspflichten 
richtet sich nach den Risiken, die von 
dem Geschäft, der Dienstleistung 
oder der Kundin oder dem Kunden 
ausgehen.

2 Die Selbstregulierungsorganisation 
regelt den Umfang der Sorgfalts-
pflichten für die bei ihr angeschlosse-
nen Berater und Beraterinnen. Sie 
sieht vereinfachte oder erhöhte Sorg-
faltspflichten vor, um den geringen 
oder hohen Risiken, die von einem 
Geschäft, einer Dienstleistung oder 
einer Kundin oder einem Kunden 
ausgehen, Rechnung zu tragen. Sie 
legt insbesondere die Umstände fest, 
unter denen Beraterinnen und Bera-
ter nach Artikel 8b Absatz 3 die Hin-
tergründe und den Zweck eines Ge-
schäfts oder einer Dienstleistung 
abklären müssen.

Art. 8c

Mehrheit Minderheit (Dandrès, Arslan, Flach, 
Funiciello, Gaillard Benoît, Jaccoud, 
Schmezer, Schneider Meret)
2 Der Bundesrat regelt den Umfang 
der Sorgfaltspflichten. Er sieht ver-
einfachte oder erhöhte Sorgfalts-
pflichten vor, um den geringen oder 
hohen Risiken, die von einem Ge-
schäft, einer Dienstleistung oder 
einer Kundin oder einem Kunden 
ausgehen, Rechnung zu tragen. Er 
legt insbesondere die Umstände fest, 
unter denen Beraterinnen und Bera-
ter nach Artikel 8b Absatz 3 die Hin-
tergründe und den Zweck eines Ge-
schäfts oder einer Dienstleistung 
abklären müssen.
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Art. 8d	 Organisatorische 
Massnahmen

Die Beraterinnen und Berater treffen 
in ihrem Bereich die organisatori-
schen Massnahmen, die zur Verhin-
derung der Geldwäscherei und der 
Terrorismusfinanzierung sowie von 
Verstössen gegen Zwangsmassnah-
men nach dem EmbG3 notwendig 
sind. Sie sorgen namentlich für genü-
gende Ausbildung des Personals und 
für Kontrollen.

Art. 9 Abs. 1ter–1sexies und 2

3		 SR 946.231

Art. 9	 Meldepflicht
1 Ein Finanzintermediär muss der 
Meldestelle für Geldwäscherei nach 
Artikel 23 (Meldestelle) unverzüglich 
Meldung erstatten, wenn er:
a.	 weiss oder den begründeten 

Verdacht hat, dass die in die 
Geschäftsbeziehung involvierten 
Vermögenswerte: 
1.	 im Zusammenhang mit einer 

strafbaren Handlung nach 
Artikel 260ter oder 305bis StGB 
stehen,

2.	 aus einem Verbrechen oder 
aus einem qualifizierten Steu-
ervergehen nach Artikel 305bis 
Ziffer 1bis StGB herrühren,

3.	 der Verfügungsmacht einer 
kriminellen oder terroristi-
schen Organisation unterlie-
gen, oder

4.	 der Terrorismusfinanzierung 
(Art. 260quinquies Abs. 1 StGB) 
dienen;

b.	 Verhandlungen zur Aufnahme 
einer Geschäftsbeziehung wegen 
eines begründeten Verdachts 
nach Buchstabe a abbricht;
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c.	 aufgrund der nach Artikel 6 Ab-
satz 2 Buchstabe d durchgeführ-
ten Abklärungen weiss oder 
Grund zur Annahme hat, dass die 
aufgrund von Artikel 22a Absatz 2 
oder 3 weitergeleiteten Daten 
einer Person oder Organisation 
den Daten eines Vertragspart-
ners, einer wirtschaftlich berech-
tigten oder einer zeichnungsbe-
rechtigten Person einer 
Geschäftsbeziehung oder einer 
Transaktion entsprechen.

1bis Eine Händlerin oder ein Händler 
muss der Meldestelle unverzüglich 
Meldung erstatten, wenn sie oder er 
weiss oder den begründeten Ver-
dacht hat, dass die Barzahlungsmittel 
bei einem Handelsgeschäft:
a.	 im Zusammenhang mit einer 

strafbaren Handlung nach Artikel 
260ter oder 305bis StGB stehen;

b.	 aus einem Verbrechen oder aus 
einem qualifizierten Steuerverge-
hen nach Artikel 305bis Ziffer 1bis 
StGB herrühren;

c.	 der Verfügungsmacht einer krimi-
nellen oder terroristischen Orga-
nisation unterliegen; oder

d.	 der Terrorismusfinanzierung (Art. 
260quinquies Abs. 1 StGB) dienen.
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1ter Eine Beraterin oder ein Berater 
muss der Meldestelle unverzüglich 
Meldung erstatten, wenn sie oder er: 
a.	 weiss oder den begründeten 

Verdacht hat, dass die in das 
Geschäft oder die Dienstleistung 
involvierten Vermögenswerte:
1.	 im Zusammenhang mit einer 

strafbaren Handlung nach 
Artikel 260ter oder 305bis StGB 
stehen, 

2.	 aus einem Verbrechen oder 
aus einem qualifizierten Steu-
ervergehen nach Artikel 305bis 
Ziffer 1bis StGB herrühren, 

3.	 der Verfügungsmacht einer 
kriminellen oder terroristi-
schen Organisation unterlie-
gen, oder

4.	 der Terrorismusfinanzierung 
(Art. 260quinquies Abs. 1 StGB) 
dienen;

b.	 Verhandlungen über ihre oder 
seine Leistungen wegen eines 
begründeten Verdachts nach 
Buchstabe a abbricht;

c.	 aufgrund der nach Artikel 8b 
Absatz 3 durchgeführten Abklä-
rungen weiss oder Grund zur 
Annahme hat, dass die aufgrund 
von Artikel 22a Absatz 2 weiterge-
leiteten Daten einer Person oder 
Organisation den Daten einer 
Kundin oder eines Kunden, einer 
wirtschaftlich berechtigten oder 
einer zeichnungsberechtigten 
Person einer Geschäftsbezie-
hung, eines Geschäfts oder einer 
Dienstleistung entsprechen.

1ter Aus den Meldungen gemäss den 
Absätzen 1 und 1bis muss der Name 
des Finanzintermediärs oder der 
Händlerin oder des Händlers ersicht-
lich sein. Das mit dem Fall befasste 
Personal des Finanzintermediärs 
oder der Händlerin oder des Händ-
lers kann in der Meldung anonymi-
siert werden, sofern die Möglichkeit 
der Meldestelle und der zuständigen 
Strafverfolgungsbehörde zur unver-
züglichen Kontaktaufnahme gewähr-
leistet bleibt.
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1quater Aus den Meldungen gemäss 
den Absätzen 1, 1bis und 1ter muss 
der Name des Finanzintermediärs, 
der Händlerin oder des Händlers 
oder der Beraterin oder des Beraters 
ersichtlich sein. Das mit dem Fall 
befasste Personal des Finanzinter-
mediärs, der Händlerin oder des 
Händlers oder der Beraterin oder des 
Beraters kann in der Meldung anony-
misiert werden, sofern die Möglich-
keit der Meldestelle und der zuständi-
gen Strafverfolgungsbehörde zur 
unverzüglichen Kontaktaufnahme 
gewährleistet bleibt.
1quinquies Bisheriger Absatz 1quater

1sexies In den Fällen nach den Absät-
zen 1bis und 1ter gilt die Definition des 
begründeten Verdachts gemäss 
Absatz 1quinquies sinngemäss.
2 Wer als Anwältin oder Anwalt oder 
Notarin oder Notar handelt, ist nur 
dann zur Verdachtsmeldung ver-
pflichtet, wenn die folgenden Voraus-
setzungen erfüllt sind:
a.	 sie oder er führt eine Finanztrans-

aktion im Namen oder für Rech-
nung einer Kundin oder eines 
Kunden aus; und

b.	 die Informationen, über die sie 
oder er verfügt, sind nicht durch 
das Berufsgeheimnis nach Arti-
kel 321 StGB geschützt.

1quater In den Fällen nach Absatz 1 
liegt ein begründeter Verdacht vor, 
wenn der Finanzintermediär einen 
konkreten Hinweis oder mehrere 
Anhaltspunkte hat, dass für die in die 
Geschäftsbeziehung involvierten 
Vermögenswerte Absatz 1 Buchstabe 
a erfüllt sein könnte, und dieser Ver-
dacht aufgrund zusätzlicher Abklä-
rungen gemäss Artikel 6 nicht ausge-
räumt werden kann.

2 Der Meldepflicht nicht unterworfen 
sind Anwältinnen, Anwälte, Notarin-
nen und Notare, soweit ihre Tätigkeit 
dem Berufsgeheimnis nach Artikel 
321 StGB untersteht.

e-parl 09.09.2025 11:30



-  20  -

Geltendes Recht Entwurf der Kommission 
des Ständerates

Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 9b Abs. 2bis

2bis Die Beraterin oder der Berater, 
die oder der eine Meldung erstattet, 
kann die Geschäftsbeziehung jeder-
zeit abbrechen.

Art. 9b	 Abbruch der Ge-
schäftsbeziehung

1 Teilt die Meldestelle nach einer 
Meldung nach Artikel 9 Absatz 1 
Buchstabe a dieses Gesetzes oder 
nach Artikel 305ter Absatz 2 StGB 
dem Finanzintermediär nicht innert 
40 Arbeitstagen mit, dass sie die 
gemeldeten Informationen einer 
Strafverfolgungsbehörde übermittelt, 
so kann der Finanzintermediär die 
Geschäftsbeziehung abbrechen.
2 Der Finanzintermediär, der die Ge-
schäftsbeziehung abbrechen will, 
darf den Rückzug bedeutender Ver-
mögenswerte nur in einer Form ge-
statten, die es den Strafverfolgungs-
behörden erlaubt, deren Spur 
weiterzuverfolgen.

3 Der Abbruch der Geschäftsbezie-
hung und das Datum des Abbruchs 
sind der Meldestelle unverzüglich 
mitzuteilen.
4 Nach dem Abbruch der Geschäfts-
beziehung ist das Informationsverbot 
nach Artikel 10a Absatz 1 weiterhin 
einzuhalten.
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Art. 10a Abs. 5Art. 10a	 Informationsverbot
1 Der Finanzintermediär darf weder 
Betroffene noch Dritte darüber infor-
mieren, dass er eine Meldung nach 
Artikel 9 dieses Gesetzes oder nach 
Artikel 305ter Absatz 2 StGB erstattet 
hat. Nicht als Dritte gelten die Behör-
den und Organisationen, die für die 
Aufsicht nach Artikel 12 dieses Ge-
setzes oder nach Artikel 43a des 
Finanzmarktaufsichtsgesetzes vom 
22. Juni 2007 (FINMAG) zuständig 
sind, sowie die Personen, die im 
Rahmen der Aufsicht Prüfungen 
durchführen.
2 Wenn der Finanzintermediär selber 
keine Vermögenssperre verhängen 
kann, darf er den Finanzintermediär, 
der dazu in der Lage und diesem 
Gesetz unterstellt ist, informieren.
3 Der Finanzintermediär darf einen 
anderen diesem Gesetz unterstellten 
Finanzintermediär ebenfalls darüber 
informieren, dass er eine Meldung 
nach Artikel 9 dieses Gesetzes oder 
nach Artikel 305ter Absatz 2 StGB 
erstattet hat, soweit dies zur Einhal-
tung der Pflichten gemäss diesem 
Gesetz erforderlich ist und sofern 
beide Finanzintermediäre:
a.	 für einen Kunden aufgrund einer 

vertraglich vereinbarten Zusam-
menarbeit gemeinsame Dienste 
im Zusammenhang mit dessen 
Vermögensverwaltung erbringen; 
oder

b.	 dem gleichen Konzern angehö-
ren.
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5 Die Händlerin oder der Händler 
oder die Beraterin oder der Berater 
darf weder Betroffene noch Dritte 
darüber informieren, dass sie oder er 
eine Meldung nach Artikel 9 erstattet 
hat. Nicht als Dritte gelten die Behör-
den und Organisationen, die für die 
Aufsicht nach Artikel 12 zuständig 
sind, sowie die Personen, die im 
Rahmen der Aufsicht Prüfungen 
durchführen.

3bis Er darf ebenfalls seine Mutterge-
sellschaft im Ausland unter den in 
Artikel 4quinquies BankG festgelegten 
Bedingungen darüber informieren, 
dass er eine Meldung nach Artikel 9 
dieses Gesetzes oder nach Artikel 
305ter Absatz 2 StGB erstattet hat, 
sofern diese sich zur Einhaltung des 
Informationsverbots verpflichtet. 
Nicht als Dritte gilt die Aufsichtsbe-
hörde der Muttergesellschaft.
4 Der Finanzintermediär, der gestützt 
auf Absatz 2 oder 3 informiert worden 
ist, untersteht dem Informationsver-
bot nach Absatz 1.
5 Die Händlerin oder der Händler darf 
weder Betroffene noch Dritte darüber 
informieren, dass sie oder er eine 
Meldung nach Artikel 9 erstattet hat.

6 Ausgenommen vom Informations-
verbot nach den Absätzen 1 und 5 
bleibt die Wahrung eigener Interes-
sen im Rahmen eines Zivilprozesses 
oder eines Straf- oder Verwaltungs-
verfahrens.
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Art. 11a Abs. 1–4
1 Benötigt die Meldestelle zusätzliche 
Informationen für die Analyse einer 
bei ihr nach Artikel 9 dieses Geset-
zes oder nach Artikel 305ter Absatz 2 
StGB4 eingegangenen Meldung, so 
muss ihr die meldende Person diese 
auf Aufforderung hin herausgeben, 
soweit sie bei ihr vorhanden sind. 

2 Wird aufgrund dieser Analyse er-
kennbar, dass neben der meldenden 
Person weitere Finanzintermediäre 
oder weitere Beraterinnen oder Bera-
ter an einer Geschäftsbeziehung, 
einem Geschäft, einer Transaktion 
oder einer Dienstleistung beteiligt 
sind oder waren, so müssen diese 
der Meldestelle auf Aufforderung hin 
alle damit zusammenhängenden 
Informationen herausgeben, soweit 
sie bei ihnen vorhanden sind. Wer 
als Anwältin oder Anwalt oder Notarin 
oder Notar handelt, ist nur unter den 
Voraussetzungen nach Artikel 9 Ab-
satz 2 zur Herausgabe verpflichtet.
2bis Wird aufgrund der Analyse von 
Informationen, die von einer auslän-
dischen Meldestelle stammen, er-
kennbar, dass diesem Gesetz unter-
stellte Finanzintermediäre oder 
Beraterinnen oder Berater an einer 
Geschäftsbeziehung, einem Ge-
schäft, einer Transaktion oder einer 
Dienstleistung im Zusammenhang 
mit diesen Informationen beteiligt 
sind oder waren, so müssen die 
beteiligten Finanzintermediäre oder 
Beraterinnen oder Berater der Melde-
stelle auf Aufforderung hin alle damit 
zusammenhängenden Informationen 
herausgeben, soweit sie bei ihnen 

4	 	 SR 311.0

Art. 11a
1 Benötigt die Meldestelle zusätzliche 
Informationen für die Analyse einer 
bei ihr nach Artikel 9 dieses Geset-
zes oder nach Artikel 305ter Absatz 2 
StGB eingegangenen Meldung, so 
muss ihr der meldende Finanzinter-
mediär diese auf Aufforderung hin 
herausgeben, soweit sie bei ihm 
vorhanden sind.
2 Wird aufgrund dieser Analyse er-
kennbar, dass neben dem melden-
den Finanzintermediär weitere Finan-
zintermediäre an einer Transaktion 
oder Geschäftsbeziehung beteiligt 
sind oder waren, so müssen die 
beteiligten Finanzintermediäre der 
Meldestelle auf Aufforderung hin alle 
damit zusammenhängenden Informa-
tionen herausgeben, soweit sie bei 
ihnen vorhanden sind.

2bis Wird aufgrund der Analyse von 
Informationen, die von einer auslän-
dischen Meldestelle stammen, er-
kennbar, dass diesem Gesetz unter-
stellte Finanzintermediäre an einer 
Transaktion oder Geschäftsbezie-
hung im Zusammenhang mit diesen 
Informationen beteiligt sind oder 
waren, so müssen die beteiligten 
Finanzintermediäre der Meldestelle 
auf Aufforderung hin alle damit zu-
sammenhängenden Informationen 
herausgeben, soweit sie bei ihnen 
vorhanden sind.
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vorhanden sind. Wer als Anwältin 
oder Anwalt oder Notarin oder Notar 
handelt, ist nur unter den Vorausset-
zungen nach Artikel 9 Absatz 2 zur 
Herausgabe verpflichtet.
3 Die Meldestelle setzt den nach den 
Absätzen 1–2bis betroffenen Finan-
zintermediären und Beraterinnen und 
Beratern eine Frist für die Herausga-
be.
4 Das Informationsverbot nach Arti-
kel 10a Absätze 1 und 5 gilt sinnge-
mäss für Finanzintermediäre und 
Beraterinnen und Berater, die von 
der Meldestelle eine Aufforderung 
gemäss Absatz 2 oder 2bis erhalten.

Art. 12 Einleitungssatz und Bst. a–d
Die Aufsicht über die Einhaltung der 
Pflichten nach dem 2. Kapitel liegt 
für:
a.	 Finanzintermediäre nach Artikel 2 

Absatz 2 Buchstaben a‒dquater: 
bei der FINMA;

b.	 Finanzintermediäre nach Artikel 2 
Absatz 2 Buchstabe e: bei der 
ESBK;

bbis.	 Finanzintermediäre nach 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe f: 
bei der interkantonalen Aufsichts- 
und Vollzugsbehörde nach Arti-
kel 105 BGS5 (interkantonale 
Behörde);

5		 SR 935.51

3 Die Meldestelle setzt den nach den 
Absätzen 1–2bis betroffenen Finanzin-
termediären eine Frist für die Heraus-
gabe.

4 Die Finanzintermediäre unterstehen 
dem Informationsverbot nach Artikel 
10a Absatz 1.

5 Der Straf- und Haftungsausschluss 
nach Artikel 11 gilt sinngemäss.

Art. 12	 Zuständigkeit
Die Aufsicht über die Einhaltung der 
Pflichten nach dem 2. Kapitel liegt für 
Finanzintermediäre:
a.	 nach Artikel 2 Absatz 2 Buchsta-

ben a‒dquater: bei der FINMA;

b.	 nach Artikel 2 Absatz 2 Buchsta-
be e: bei der ESBK;

bbis.nach Artikel 2 Absatz 2 Buchsta-
be f: bei der interkantonalen Auf-
sichts- und Vollzugsbehörde nach 
Artikel 105 BGS (interkantonale 
Behörde);
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bter.	 Finanzintermediäre nach 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe g: 
beim Zentralamt für Edelmetall-
kontrolle (Zentralamt);

c.	 Finanzintermediäre nach Artikel 2 
Absatz 3: bei den anerkannten 
Selbstregulierungsorganisationen 
(Art. 24);

d.	 Beraterinnen und Berater: bei den 
anerkannten Selbstregulierungs-
organisationen (Art. 24).

Art. 12a	 Koordination der Auf-
sicht

1 Wer als Finanzintermediär nach 
Artikel 2 Absatz 2 einer spezialge-
setzlichen Aufsichtsbehörde unter-
steht und eine Beratertätigkeit aus-
übt, untersteht für sämtliche 
Tätigkeiten der Aufsicht dieser Be-
hörde.
2 Wer aufgrund seiner Tätigkeit als 
Finanzintermediär nach Artikel 2 
Absatz 3 einer anerkannten Selbstre-
gulierungsorganisation angeschlos-
sen ist und eine Beratertätigkeit aus-
übt, untersteht für sämtliche 
Tätigkeiten der Aufsicht dieser 
Selbstregulierungsorganisation.
3 Finanzintermediäre nach Artikel 2 
Absatz 2 Buchstabe abis, die der 
Aufsicht durch eine Aufsichtsorgani-
sation gemäss Artikel 43a FINMAG6 
unterstellt sind, unterstehen für sämt-
liche Tätigkeiten der Aufsicht der 
einschlägigen Aufsichtsorganisation.

6		 SR 956.1

bter.nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe 
g: beim Zentralamt für Edelmetall-
kontrolle (Zentralamt);

c.	 nach Artikel 2 Absatz 3 bei den 
anerkannten Selbstregulierungs-
organisationen (Art. 24).
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Art. 14 Abs. 1, 2 Einleitungssatz und 
Bst. a–d  

1 Finanzintermediäre nach Artikel 2 
Absatz 3 und Beraterinnen und Bera-
ter müssen sich einer Selbstregulie-
rungsorganisation anschliessen.
2 Sie haben Anspruch auf Anschluss 
an eine Selbstregulierungsorganisati-
on, wenn:  

a.	 sie durch ihre internen Vorschrif-
ten und ihre Betriebsorganisation 
die Erfüllung der Pflichten nach 
diesem Gesetz sicherstellen;

b.	 sie einen guten Ruf geniessen 
und Gewähr für die Erfüllung der 
Pflichten nach diesem Gesetz 
bieten;

c.	 die mit ihrer Verwaltung und Ge-
schäftsführung betrauten Perso-
nen die Voraussetzungen nach 
Buchstabe b auch erfüllen; und  

d.	 die an ihnen qualifiziert Beteilig-
ten einen guten Ruf geniessen 
und gewährleisten, dass sich ihr 
Einfluss nicht zum Schaden einer 
umsichtigen und soliden Ge-
schäftstätigkeit auswirkt.

3 ...  
 
                                                    ... 
abhängig machen. Sie können zu-
dem in ihren Reglementen weitere 
Anschlussvoraussetzungen vorse-
hen.
(siehe Art. 18 Abs. 1 Bst. c und e, Art. 
24b, Art. 25 Titel, Abs. 3 Bst. a, c und 
d, Art. 25a, Übergangsbestimmung)

Art. 14	 Anschluss an eine 
Selbstregulierungsor-
ganisation

1 Finanzintermediäre nach Artikel 2 
Absatz 3 müssen sich einer Selbstre-
gulierungsorganisation anschliessen.

2 Ein Finanzintermediär nach Artikel 2 
Absatz 3 hat Anspruch auf Anschluss 
an eine Selbstregulierungsorganisati-
on, wenn:
a.	 er durch seine internen Vorschrif-

ten und seine Betriebsorganisati-
on die Erfüllung der Pflichten 
nach diesem Gesetz sicherstellt;

b.	 er einen guten Ruf geniesst und 
Gewähr für die Erfüllung der 
Pflichten nach diesem Gesetz 
bietet;

c.	 die mit seiner Verwaltung und 
Geschäftsführung betrauten Per-
sonen die Voraussetzungen nach 
Buchstabe b auch erfüllen; und

d.	 die an ihm qualifiziert Beteiligten 
einen guten Ruf geniessen und 
gewährleisten, dass sich ihr Ein-
fluss nicht zum Schaden einer 
umsichtigen und soliden Ge-
schäftstätigkeit auswirkt.

3 Die Selbstregulierungsorganisatio-
nen können den Anschluss von der 
Tätigkeit in bestimmten Bereichen 
abhängig machen.
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Gliederungstitel nach Art. 17

3a. Abschnitt:  
Aufsicht über die 
Finanzintermediäre nach 
Artikel 2 Absatz 3 
und über die Beraterinnen 
und Berater

Art. 18 Abs. 1 Einleitungssatz, Bst. c 
und e, Abs. 3 und 4
1 Die FINMA hat im Rahmen der 
Aufsicht über die Finanzintermediäre 
nach Artikel 2 Absatz 3 und über die 
Beraterinnen und Berater folgende 
Aufgaben:

c.	 ...  
 
 
                 ... deren Änderungen; 
insbesondere stellt sie über alle 
Selbstregulierungsorganisationen 
sicher, dass die Anschlussvoraus-
setzungen den Grundsatz der 
Gleichbehandlung und der Wirt-
schaftsfreiheit wahren und der 
Sanktionsrahmen einheitlich ist.

e.	 Sie genehmigt die Schiedsord-
nung nach Artikel 25a Absatz 2.

(siehe Art. 14 Abs. 3,…)

3a. Abschnitt:  
Aufsicht über die  
Finanzintermediäre nach 
Artikel 2 Absatz 3

Art. 18	 Aufgaben der FINMA 

1 Die FINMA hat im Rahmen der 
Aufsicht über die Finanzintermediäre 
nach Artikel 2 Absatz 3 folgende 
Aufgaben:

a.	 Sie anerkennt die Selbstregulie-
rungsorganisationen oder ent-
zieht ihnen die Anerkennung.

b.	 Sie beaufsichtigt die Selbstregu-
lierungsorganisationen.

c.	 Sie genehmigt die von den 
Selbstregulierungsorganisationen 
erlassenen Reglemente nach Arti-
kel 25 sowie deren Änderungen.

d.	 Sie sorgt dafür, dass die Selbstre-
gulierungsorganisationen ihre 
Reglemente durchsetzen.

e.	 ...

f.	 ...
2 ...
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3 Aufgehoben

4 Aufgehoben

Art. 18a	 Wahrung des Berufs-
geheimnisses

1 Selbstregulierungsorganisationen 
müssen zur Wahrung des Berufsge-
heimnisses die Kontrollen des vorlie-
genden Gesetzes (GwG-Kontrollen) 
bei Anwältinnen und Anwälten sowie 
Notarinnen und Notaren durch An-
wältinnen und Anwälte beziehungs-
weise Notarinnen und Notare durch-
führen lassen.
2 Die mit der GwG-Kontrolle beauf-
tragten Anwältinnen und Anwälte 
sowie Notarinnen und Notare haben 
zwingend folgende Voraussetzungen 
mitzubringen:

3 Selbstregulierungsorganisationen 
müssen zur Wahrung des Berufsge-
heimnisses die Kontrollen des vorlie-
genden Gesetzes (GwG-Kontrollen) 
bei Anwältinnen und Anwälten sowie 
Notarinnen und Notaren durch An-
wältinnen und Anwälte beziehungs-
weise Notarinnen und Notare durch-
führen lassen.
4 Die mit der GwG-Kontrolle beauf-
tragten Anwältinnen und Anwälte 
sowie Notarinnen und Notare haben 
zwingend folgende Voraussetzungen 
mitzubringen:
a.	 Anwalts- oder Notariatspatent;
b.	 Gewähr für eine einwandfreie 

Prüftätigkeit;
c.	 Nachweis einschlägiger 

GwG-Kenntnisse, entsprechender 
Praxis und Weiterbildung;

d.	 Unabhängigkeit vom zu prüfen-
den Mitglied. 

Art. 18a	 Öffentliches Verzeich-
nis

Art. 18a

1 Die FINMA führt ein Verzeichnis der 
Finanzintermediäre nach Artikel 2 
Absatz 3, die einer Selbstregulie-
rungsorganisation angeschlossen 
sind. Dieses Verzeichnis ist in elekt-
ronischer Form öffentlich zugänglich.

2 Sie macht die Daten durch ein Ab-
rufverfahren zugänglich.
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a.	 Anwalts- oder Notariatspatent; 
b.	 Gewähr für eine einwandfreie 

Prüftätigkeit;
c.	 Nachweis einschlägiger 

GwG-Kenntnisse, entsprechender 
Praxis und Weiterbildung;

d.	 Unabhängigkeit vom zu prüfen-
den Mitglied der Selbstregulie-
rungsorganisation.

3 Soweit objektive Anhaltspunkte für 
eine Verletzung der Sorgfaltspflichten 
vorliegen, dies für die Kontrolle unbe-
dingt erforderlich ist und das Berufs-
geheimnis von einem Gericht oder 
von der Klientin oder vom Klienten 
aufgehoben wurde, müssen Anwäl-
tinnen und Anwälte sowie Notarinnen 
und Notare den mit den GwG-Kont-
rollen beauftragten Anwältinnen und 
Anwälte sowie Notarinnen und Nota-
ren dem Berufsgeheimnis unterlie-
gende Informationen weitergeben. 
Die SRO legen die objektiven An-
haltspunkte für das Vorliegen von 
Sorgfaltspflichtverletzungen fest.

Minderheit (Schneider Meret,  
Arslan, Dandrès, Flach, Funiciello, 
Gaillard Benoît, Jaccoud, Mahaim, 
Schmezer)

Mehrheit

3 Anwältinnen und Anwälte sowie 
Notarinnen und Notare dürfen den 
mit den GwG-Kontrollen beauftragten 
Anwältinnen und Anwälten sowie 
Notarinnen und Notaren dem Berufs-
geheimnis unterliegende Informatio-
nen weitergeben, soweit dies für die 
Kontrolle unbedingt erforderlich ist.
(siehe Abs. 5)
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4 Unter Vorbehalt von Abs. 3 
dürfen die mit den GwG-Kont-
rollen beauftragten Anwältin-
nen und Anwälte sowie Notar-
innen und Notare nicht auf 
Informationen zugreifen, die 
durch das Berufsgeheimnis 
geschützt sind. Sie dürfen die 
nach Entbindung zugänglich 
gemachten Informationen 
weder an die Selbstregulie-
rungsorganisationen noch an 
andere Behörden weitergeben 
und berichten dem SRO über 
die Kontrolle ohne solche 
Informationen einzuschlie-
ssen. Sie sorgen unter Wah-
rung des Berufsgeheimnisses 
für die sichere Aufbewahrung 
der im Rahmen der Kontrolle 
erfassten Informationen und 
Unterlagen.
5 Das Zwangsmassnahmenge-
richt am Ort der Niederlassung 
der Beraterin oder des Bera-
ters ist zuständig für die Ent-
bindung vom Berufsgeheim-
nis.
6 Wenn ein Notar oder eine 
Notarin auch von einer kanto-
nalen Behörde in Anwendung 
des kantonalen Rechts kont-
rolliert wird und die beauftrag-
te Person sowohl die Voraus-
setzungen nach Abs. 2 als 
auch die des kantonalen 
Rechts erfüllt, kann die Kont-
rolle koordiniert werden.

(Minderheit (Schneider Meret, 
...))

(Mehrheit) Minderheit (Dandrès, Arslan, 
Flach, Funiciello, Gaillard 
Benoît, Jaccoud, Mahaim, 
Schmezer, Schneider Meret)
4 Die mit den GwG-Kontrollen 
beauftragten Anwältinnen und 
Anwälte sowie Notarinnen und 
Notare unterstehen dem Be-
rufsgeheimnis, wenn sie die 
Tätigkeit einer Anwältin oder 
eines Anwalts oder einer Nota-
rin oder eines Notars kontrol-
lieren. Sie dürfen weder auf 
Informationen zugreifen, die 
unter das Berufsgeheimnis 
fallen, noch diese an die 
Selbstregulierungsorganisati-
on oder andere Behörden 
weitergeben, ausser in dem 
Umfang, der für die Erfüllung 
der Aufgaben nach diesem 
Gesetz unbedingt erforderlich 
ist.

5 Streichen
(siehe Abs. 3)
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Art. 18b	 Öffentliches Verzeich-
nis

1 Die FINMA führt ein Verzeichnis der 
Finanzintermediäre nach Artikel 2 
Absatz 3 und der Beraterinnen und 
Berater, die einer Selbstregulierungs-
organisation angeschlossen sind. 
Dieses Verzeichnis ist in elektroni-
scher Form öffentlich zugänglich.
2 Die FINMA macht die Daten des 
Verzeichnisses durch ein Abrufver-
fahren zugänglich.

Art. 22a Abs. 2 Bst. c

2 Die FINMA leitet die vom EFD er-
haltenen Daten weiter an:

c.	 die Selbstregulierungsorganisati-
onen zuhanden der diesen ange-
schlossenen Personen.

Art. 22a Art. 22a
1 Das Eidgenössische Finanzdeparte-
ment (EFD) leitet der FINMA, der 
ESBK, der interkantonalen Behörde 
und dem Zentralamt Daten weiter, 
die es von einem anderen Staat 
erhalten hat und die von diesem 
Staat veröffentlicht wurden, zu Per-
sonen und Organisationen, die im 
betreffenden Staat gestützt auf die 
Resolution 1373 (2001) des UNO-Si-
cherheitsrates wegen terroristischer 
Aktivitäten oder deren Unterstützung 
auf eine Liste gesetzt worden sind.

1 ...  
 
   ..., der interkantonalen Behörde, 
dem Zentralamt und den kantonalen 
Aufsichtsbehörden gemäss Artikel 
22b Daten weiter, ... 
(siehe Art. 2 Abs. 3quater, ...)

2 Die FINMA leitet die vom EFD er-
haltenen Daten weiter an:
a.	 die ihr unterstellten Finanzinter-

mediäre nach Artikel 2 Absatz 2 
Buchstaben a und b–dquater;

b.	 die Aufsichtsorganisationen zu-
handen der Finanzintermediäre 
nach Artikel 2 Absatz 2 Buchsta-
be abis, die ihrer laufenden Auf-
sicht unterstehen;

c.	 die Selbstregulierungsorganisati-
onen zuhanden der diesen ange-
schlossenen Finanzintermediäre.
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3 Die ESBK, die interkantonale Be-
hörde und das Zentralamt leiten die 
vom EFD erhaltenen Daten an die 
ihnen unterstellten Finanzintermediä-
re nach Artikel 2 Absatz 2 Buchsta-
ben e–g weiter.
4 Das EFD leitet der FINMA, der 
ESBK, der interkantonalen Behörde 
und dem Zentral-amt keine Daten 
weiter, wenn es nach Anhörung des 
Eidgenössischen Departements für 
auswärtige Angelegenheiten, des 
EJPD, des Eidgenössischen Depar-
tements für Verteidigung, Bevölke-
rungsschutz und Sport und des Eid-
genössischen Departements für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung 
annehmen muss, dass die Men-
schenrechte oder Grundsätze der 
Rechtstaatlichkeit verletzt würden.

Art. 22b
1 In Abweichung von diesem Kapitel 
bezeichnen die Kantone die zustän-
dige Stelle für die Aufsicht über die 
Einhaltung der Pflichten nach dem 2. 
Kapitel für die Beraterinnen und Be-
rater gemäss Artikel 2 Absatz 3quater.
2 Kommt eine Beraterin oder ein 
Berater nach Artikel 2 Absatz 3quater 
der Meldepflicht nicht nach, so erstat-
tet die zuständige Stelle nach Absatz 
1 der Meldestelle unverzüglich Mel-
dung, wenn sie im Rahmen ihrer 
Aufsichtstätigkeit von Sachverhalten 
Kenntnis erlangt, die den begründe-
ten Verdacht nahelegen, dass:
a.	 eine strafbare Handlung nach 

Artikel 260ter, 305bis oder 305ter 
Absatz 1 StGB vorliegt;
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Art. 23 Abs. 5

b.	 Vermögenswerte aus einem Ver-
brechen oder aus einem qualifi-
zierten Steuervergehen nach 
Artikel 305bis Ziffer 1bis StGB her-
rühren;

c.	 Vermögenswerte der Verfügungs-
macht einer kriminellen oder 
terroristischen Organisation un-
terliegen; oder

d.	 Vermögenswerte der Terrorismus-
finanzierung (Art. 260quinquies Abs. 
1 StGB) dienen.

3 Die zuständige Stelle nach Absatz 1 
konkretisiert die Sorgfaltspflichten 
gemäss Kapitel 2, 1b. Abschnitt. Die 
kantonalen Anordnungen sind dem 
EFD zur Kenntnis zu bringen.
(siehe Art. 2 Abs. 3quater, ...)

Art. 23
1 Das Bundesamt für Polizei  führt die 
Meldestelle für Geldwäscherei.
2 Die Meldestelle prüft und analysiert 
die eingegangenen Meldungen. So-
weit nötig holt sie nach Artikel 11a 
zusätzliche Informationen ein. 
3 Sie unterhält ein eigenes Informati-
onssystem zur Bekämpfung der 
Geldwäscherei, von deren Vortaten, 
der organisierten Kriminalität und der 
Terrorismusfinanzierung. 
4 Sie erstattet der zuständigen Straf-
verfolgungsbehörde unverzüglich 
Anzeige, wenn sie begründeten Ver-
dacht schöpft, dass:
a.	 eine strafbare Handlung nach 

Artikel 260ter, 305bis oder 305ter 
Absatz 1 StGB vorliegt;
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5 Übermittelt sie die nach Artikel 9 
Absatz 1 Buchstabe a oder Absatz 
1ter Buchstabe a dieses Gesetzes 
oder nach Artikel 305ter Absatz 2 
StGB gemeldeten Informationen 
einer Strafverfolgungsbehörde, so 
informiert sie den Finanzintermediär 
oder die Beraterin oder den Berater 
darüber, solange dieser oder diese 
die Geschäftsbeziehung nicht nach 
Artikel 9b abgebrochen hat.

Art. 24 Abs. 1 Bst. b
1 Als Selbstregulierungsorganisatio-
nen werden Organisationen aner-
kannt, die:

b.	 darüber wachen, dass die ihnen 
angeschlossenen Personen ihre 
Pflichten nach dem zweiten Kapi-
tel einhalten;

b.	 Vermögenswerte aus einem Ver-
brechen oder aus einem qualifi-
zierten Steuervergehen nach 
Artikel 305bis Ziffer 1bis StGB her-
rühren;

c.	 Vermögenswerte der Verfügungs-
macht einer kriminellen oder 
terroristischen Organisation un-
terliegen; oder

d.	 Vermögenswerte der Terrorismus-
finanzierung (Art. 260quinquies Abs. 
1 StGB) dienen. 

5 Übermittelt sie die von einem Fi-
nanzintermediär nach Artikel 9 Ab-
satz 1 Buchstabe a dieses Gesetzes 
oder nach Artikel 305ter Absatz 2 
StGB gemeldeten Informationen 
einer Strafverfolgungsbehörde, so 
informiert sie den Finanzintermediär 
darüber, solange dieser die Ge-
schäftsbeziehung nicht nach Artikel 
9b abgebrochen hat.

6 ...

Art. 24	 Anerkennung
1 Als Selbstregulierungsorganisatio-
nen werden Organisationen aner-
kannt, die:
a.	 über ein Reglement nach Artikel 

25 verfügen;
b.	 darüber wachen, dass die ange-

schlossenen Finanzintermediäre 
ihre Pflichten nach dem zweiten 
Kapitel einhalten; und

c.	 Gewähr für eine einwandfreie 
Geschäftstätigkeit bieten und 
sicherstellen, dass die von ihnen 
mit der Kontrolle betrauten Perso-
nen und Prüfgesellschaften: 
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Art. 24b	 Rechtsbeziehungen 
und Haftung

Die Rechtsbeziehungen der Selbstre-
gulierungsorganisationen zu den 
ihnen angeschlossenen Personen 
unterstehen den Vorschriften des 
Privatrechts, wobei sich insbesonde-
re die Haftung der Selbstregulie-
rungsorganisationen, ihrer Organe 
und ihres Personals danach richtet.
(siehe Art. 14 Abs. 3,…)

1.	 die erforderlichen Fachkennt-
nisse aufweisen,

2.	 Gewähr für eine einwandfreie 
Prüfungstätigkeit bieten, und

3.	 von der Geschäftsleitung und 
der Verwaltung der zu kontrol-
lierenden Finanzintermediäre 
unabhängig sind;

d.	 sicherstellen, dass die von ihnen 
mit der Kontrolle betrauten Prüf-
gesellschaften sowie leitende 
Prüferinnen und Prüfer die Vor-
aussetzungen nach Artikel 24a 
erfüllen.

2 Die Selbstregulierungsorganisatio-
nen der konzessionierten Transpor-
tunternehmen nach dem Personen-
beförderungsgesetz vom 20. März 
2009 müssen von der Geschäftslei-
tung unabhängig sein.
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Art. 25 Titel Abs. 2 und 3 Bst. a, c 
und d
Reglement und Sanktionen

2 Das Reglement konkretisiert für die 
angeschlossenen Personen deren 
Sorgfaltspflichten nach dem zweiten 
Kapitel und legt fest, wie diese zu 
erfüllen sind.
3 Es legt zudem fest:
a.	 unter Wahrung der Grundsätze 

der Gleichbehandlung und der 
Wirtschaftsfreiheit die Vorausset-
zungen für Anschluss und Aus-
schluss von Personen;

c.	 wirksame, angemessene und 
verhältnismässige Sanktionen in 
Form von Verwarnungen, Verwei-
sen und Konventionalstrafen, 
wobei die Selbstregulierungsor-
gani-  
sationen untereinander einen 
einheitlichen Sanktionsrahmen 
mit Maximalbeträgen festlegen.

d.	 die Anfechtbarkeit der Beschlüsse 
beim ständigen Schiedsgericht 
nach Artikel 25a.

(siehe Art. 14 Abs. 3, …)

Art. 25	 Reglement

1 Die Selbstregulierungsorganisatio-
nen erlassen ein Reglement.
2 Das Reglement konkretisiert für die 
angeschlossenen Finanzintermediäre 
deren Sorgfaltspflichten nach dem 
zweiten Kapitel und legt fest, wie 
diese zu erfüllen sind.
3 Es legt zudem fest:
a.	 die Voraussetzungen für An-

schluss und Ausschluss von Fi-
nanzintermediären;

b.	 wie die Einhaltung der Pflichten 
nach dem zweiten Kapitel kontrol-
liert wird;

c.	 angemessene Sanktionen.
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Art. 25a	 Schiedsgericht
1 Die Selbstregulierungsorganisatio-
nen richten ein gemeinsames ständi-
ges Schiedsgericht zur Anfechtung 
ihrer auf den jeweiligen Statuten und 
Reglementen basierenden Beschlüs-
se in Bezug auf ihnen angeschlosse-
ne und um Anschluss ersuchenden 
Personen ein.
2 Das Schiedsgericht erlässt eine 
Schiedsordnung. Für das Verfahren 
sind unter Wahrung der geltenden 
Verfahrensgarantien die Art. 353 ff. 
ZPO anwendbar, wobei insbesonde-
re die Anrufung einer höheren, ge-
richtlichen Instanz vorzusehen ist.
(siehe Art. 14 Abs. 3,..)

Art. 26 Abs. 1
1 Die Selbstregulierungsorganisatio-
nen führen Listen über die ihnen 
angeschlossenen Personen und über 
die Personen, denen sie den An-
schluss verweigern.

Art. 27 Abs.4bis und Abs. 5

Art. 26	 Listen
1 Die Selbstregulierungsorganisatio-
nen führen Listen über die ihnen 
angeschlossenen Finanzintermediäre 
und über die Personen, denen sie 
den Anschluss verweigern.
2 Sie geben der FINMA diese Listen 
sowie jede Änderung davon bekannt.

Art. 27	 Informationsaustausch 
und Meldepflicht 

Art. 27

1 Die Selbstregulierungsorganisatio-
nen und die FINMA können unterein-
ander alle Auskünfte und Unterlagen 
austauschen, die sie zur Erfüllung 
ihrer Aufgabe benötigen.
2 Die Selbstregulierungsorganisatio-
nen melden der FINMA unverzüglich:
a.	 Kündigungen von Mitgliedschaf-

ten;
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4bis Die Wahrung des Berufsgeheim-
nisses bleibt vorbehalten.

b.	 Entscheide über die Verweige-
rung eines Anschlusses;

c.	 Ausschlussentscheide sowie 
deren Begründung;

d.	 die Eröffnung von Sanktionsver-
fahren, die mit dem Ausschluss 
enden können.

3 Sie erstatten der FINMA mindestens 
einmal jährlich Bericht über ihre Tä-
tigkeit im Rahmen dieses Gesetzes 
und übermitteln ihr eine Aufstellung 
über die in der Berichtsperiode er-
gangenen Sanktionsentscheide.
4 Sie erstatten der Meldestelle unver-
züglich Meldung, wenn sie den be-
gründeten Verdacht haben, dass:
a.	 eine strafbare Handlung nach 

Artikel 260ter oder 305bis StGB 
vorliegt;

b.	 Vermögenswerte aus einem Ver-
brechen oder aus einem qualifi-
zierten Steuervergehen nach 
Artikel 305bis Ziffer 1bis StGB her-
rühren;

c.	 Vermögenswerte der Verfügungs-
macht einer kriminellen oder 
terroristischen Organisation un-
terliegen; oder

d.	 Vermögenswerte der Terrorismus-
finanzierung (Art. 260quinquies Abs. 
1 StGB) dienen.

Minderheit (Mahaim, Arslan, 
Dandrès, Flach, Funiciello, Jaccoud, 
Gaillard Benoît, Schmezer,  
Schneider Meret)

Mehrheit

4bis Streichen
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5 Die Pflicht nach Absatz 4 entfällt, 
wenn bereits eine der Selbstregulie-
rungsorganisation angeschlossene 
Person eine Meldung erstattet hat.  

Art. 28 Abs. 2

2 Wird einer Selbstregulierungsorga-
nisation die Anerkennung entzogen, 
so müssen die ihr angeschlossenen 
Personen innerhalb von zwei Mona-
ten ein Gesuch um Anschluss an 
eine andere Selbstregulierungsorga-
nisation einreichen.

5 Die Pflicht nach Absatz 4 entfällt, 
wenn bereits ein der Selbstregulie-
rungsorganisation angeschlossener 
Finanzintermediär eine Meldung 
erstattet hat.

Art. 28	 Entzug der Anerken-
nung

1 Die FINMA entzieht einer Selbstre-
gulierungsorganisation auf Grund 
von Artikel 37 FINMAG  die Anerken-
nung nicht ohne vorgängige Andro-
hung.
2 Wird einer Selbstregulierungsorga-
nisation die Anerkennung entzogen, 
so müssen die ihr angeschlossenen 
Finanzintermediäre innerhalb von 
zwei Monaten ein Gesuch um An-
schluss an eine andere Selbstregu-
lierungsorganisation einreichen.
3 und 4 ...

Zur Information:
Beschluss des Nationalrates vom  
12. Juni 2025 (Entwurf 1, 24.046)

Art. 29Art. 29	 Informationsaustausch 
unter Behörden

1 Die folgenden Behörden können 
untereinander alle Auskünfte und 
Unterlagen austauschen, die sie für 
die Anwendung dieses Gesetzes und 
für die Bekämpfung der Geldwäsche-
rei, von deren Vortaten, der organi-
sierten Kriminalität und der Terroris-
musfinanzierung benötigen:

1 ...

a.	 die FINMA;
b.	 die ESBK;
c.	 die interkantonale Behörde;
d.	 das Zentralamt;
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e.	 das Bundesamt für Justiz (BJ) in 
seiner Eigenschaft als Behörde, 
die das Transparenzregister nach 
dem Bundesgesetz vom… über 
die Transparenz juristischer Per-
sonen und die Identifikation der 
wirtschaftlich berechtigten Perso-
nen (TJPG) führt;

f.	 das EFD in seiner Eigenschaft als 
Kontrollstelle nach dem TJPG;

g.	 die Meldestelle.
h.	 die kantonalen Aufsichtsbehörden 

gemäss Artikel 22b.
(siehe Art. 2 Abs. 3quater, ...)

1bis Die Meldestelle und das Staats-
sekretariat für Wirtschaft (SECO) 
sind ermächtigt, alle Auskünfte und 
Unterlagen auszutauschen, die sie 
für die Anwendung dieses Gesetzes 
und des EmbG benötigen.
2 Die Behörden des Bundes, der 
Kantone und der Gemeinden über-
mitteln der Meldestelle oder den 
kriminalpolizeilichen Zentralstellen 
des Bundes auf Ersuchen hin alle 
erforderlichen Daten, die sie für die 
Analysen zur Bekämpfung der Geld-
wäscherei, von deren Vortaten, der 
organisierten Kriminalität oder der 
Terrorismusfinanzierung benötigen. 
Dazu gehören namentlich Finanzin-
formationen sowie andere, in Straf-, 
Verwaltungsstraf- und Verwaltungs-
verfahren beschaffte besonders 
schützenswerte Personendaten, 
einschliesslich solcher aus hängigen 
Verfahren.
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Art. 29a Abs. 4 erster Satz

2bis Die Meldestelle kann den Behör-
den gemäss Absatz 2 im Einzelfall 
Auskunft erteilen, sofern diese die 
Informationen ausschliesslich zur 
Bekämpfung der Geldwäscherei, von 
deren Vortaten, der organisierten 
Kriminalität oder der Terrorismusfi-
nanzierung verwenden. Artikel 30 
Absätze 2–5 gilt sinngemäss.
2ter Informationen ausländischer Mel-
destellen darf die Meldestelle nur mit 
deren ausdrücklicher Zustimmung an 
die Behörden nach den Absätzen 1, 
1bis und 2 zu den in Absatz 2bis ge-
nannten Zwecken weitergeben.
3 Die Meldestelle orientiert die  
FINMA, die ESBK, die interkantonale 
Behörde und das Zentralamt über die 
Entscheide der kantonalen Strafver-
folgungsbehörden.

3 Die Meldestelle orientiert die  
FINMA, die ESBK, die interkantonale 
Behörde, das Zentralamt und die 
kantonalen Aufsichtsbehörden ge-
mäss Artikel 22b über die Entscheide 
der kantonalen Strafverfolgungsbe-
hörden.
(siehe Art. 2 Abs. 3quater, ...)

Art. 29a	 Strafbehörden
1 Die Strafbehörden melden der Mel-
destelle umgehend sämtliche hängi-
gen Verfahren im Zusammenhang 
mit den Artikeln 260ter, 260quinquies 

Absatz 1, 305bis und 305ter Absatz 1 
StGB. Sie stellen ihr rasch Urteile 
und Einstellungsverfügungen inklusi-
ve Begründung zu.
2 Sie melden der Meldestelle zudem 
unverzüglich Verfügungen, die sie 
aufgrund einer Anzeige der Melde-
stelle erlassen haben.
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4 Die FINMA, die ESBK, die interkan-
tonale Behörde und das Zentralamt 
koordinieren allfällige Interventionen 
bei einem Finanzintermediär oder 
einer Beraterin oder einem Berater 
mit den zuständigen Strafverfol-
gungsbehörden. ...  
 
 

Art. 29c

2bis Sie verwenden die von der Mel-
destelle weitergeleiteten Informatio-
nen nach den von dieser im Einzelfall 
in Übereinstimmung mit Artikel 29 
Absatz 2ter festgelegten Bedingun-
gen. 
3 Sie können der FINMA, der ESBK, 
der interkantonalen Behörde und 
dem Zentralamt alle Informationen 
erteilen und Unterlagen übermitteln, 
die diese im Rahmen der Erfüllung 
ihrer Aufgabe verlangen, sofern das 
Strafverfahren nicht beeinträchtigt 
wird.
4 Die FINMA, die ESBK, die interkan-
tonale Behörde und das Zentralamt 
koordinieren allfällige Interventionen 
bei einem Finanzintermediär mit den 
zuständigen Strafverfolgungsbehör-
den. Sie nehmen vor einer allfälligen 
Weiterleitung der erhaltenen Informa-
tionen und Unterlagen Rücksprache 
mit den zuständigen Strafverfol-
gungsbehörden. 

Zur Information:
Beschluss des Nationalrates vom 
12. Juni 2025
Art. 29c	 Informationsaustausch 

mit der FINMA
Art. 29c

Die Aufsichtsorganisationen, die 
Selbstregulierungsorganisationen 
und die FINMA können alle Auskünf-
te und Unterlagen austauschen, die 
sie zur Erfüllung ihrer jeweiligen 
Aufgaben benötigen, einschliesslich 
nicht öffentlich zugänglicher Informa-
tionen.
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2 Die Wahrung des Berufsgeheimnis-
ses bleibt vorbehalten.

Art. 30 Abs. 2 Bst. a

2 Sie darf namentlich folgende Infor-
mationen weitergeben:

Minderheit (Schmezer, Arslan, 
Dandrès, Flach, Funiciello, Gaillard 
Benoît, Jaccoud, Mahaim,  
Schneider Meret)

Mehrheit

2 Streichen

Art. 30	 Zusammenarbeit mit 
ausländischen Melde-
stellen

1 Die Meldestelle kann die Personen-
daten und übrigen Informationen, die 
bei ihr vorhanden sind oder von ihr 
nach diesem Gesetz beschafft wer-
den können, an eine ausländische 
Meldestelle weitergeben, wenn die-
se:
a.	 gewährleistet, dass sie die Infor-

mationen ausschliesslich zu Ana-
lysezwecken im Rahmen der 
Bekämpfung der Geldwäscherei 
und von deren Vortaten, der orga-
nisierten Kriminalität oder der 
Terrorismusfinanzierung verwen-
det;

b.	 gewährleistet, dass sie einem 
gleichartigen schweizerischen 
Ersuchen entspricht; 

c.	 gewährleistet, dass das Amts- 
oder Berufsgeheimnis gewahrt 
wird;

d.	 gewährleistet, dass sie die erhal-
tenen Informationen nicht ohne 
ausdrückliche Zustimmung der 
Meldestelle an Dritte weitergibt; 
und

e.	 die Auflagen und Verwendungs-
beschränkungen der Meldestelle 
beachtet.

2 Sie darf namentlich folgende Infor-
mationen weitergeben:
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a.	 den Namen des Finanzintermedi-
ärs, der Händlerin oder des 
Händlers oder der Beraterin oder 
des Beraters, soweit dadurch die 
Anonymität der Person gewahrt 
bleibt, die eine Meldung erstattet 
hat oder einer Informationspflicht 
nach vorliegendem Gesetz nach-
gekommen ist;

a.	 den Namen des Finanzintermedi-
ärs oder der Händlerin oder des 
Händlers, soweit dadurch die 
Anonymität der Person gewahrt 
bleibt, die eine Meldung erstattet 
hat oder einer Informationspflicht 
nach vorliegendem Gesetz nach-
gekommen ist;

b.	 Kontoinhaber, Kontonummern 
und Kontosaldi;

c.	 die wirtschaftlich berechtigte 
Person;

d.	 Angaben zu Transaktionen.
3 Die Weitergabe erfolgt in Berichts-
form.
4 Die Meldestelle kann einer Weiter-
leitung durch die ausländische Mel-
destelle an eine Drittbehörde zustim-
men, wenn letztere Gewähr dafür 
bietet, dass:
a.	 sie die Informationen ausschliess-

lich verwendet:
1.	 zu Analysezwecken im Rah-

men der Bekämpfung der 
Geldwäscherei und von deren 
Vortaten, der organisierten 
Kriminalität oder der Terroris-
musfinanzierung, oder 

2.	 für die Einleitung eines Straf-
verfahrens wegen Geldwä-
scherei und deren Vortaten, 
der organisierten Kriminalität 
oder der Terrorismusfinanzie-
rung oder zur Substantiierung 
eines Rechtshilfegesuches im 
Rahmen eines solchen Straf-
verfahrens;
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Art. 32 Abs. 3

b.	 sie die Informationen nicht zur 
Verfolgung von Straftaten ver-
wendet, die nach schweizeri-
schem Recht keine Vortaten zur 
Geldwäscherei darstellen;

c.	 sie die Informationen nicht als 
Beweismittel verwendet; und

d.	 das Amts- oder Berufsgeheimnis 
gewahrt wird.

5 Betrifft das Ersuchen um Weiterlei-
tung an eine ausländische Drittbehör-
de einen Sachverhalt, der in der 
Schweiz Gegenstand eines Strafver-
fahrens ist, so holt die Meldestelle 
vorgängig die Genehmigung der für 
das Verfahren zuständigen Staatsan-
waltschaft ein.
6 Die Meldestelle ist befugt, mit aus-
ländischen Meldestellen die Modali-
täten der Zusammenarbeit näher zu 
regeln.

Art. 32	 Zusammenarbeit mit 
ausländischen Straf-
verfolgungsbehörden 

1 Für die Meldestelle richtet sich die 
Zusammenarbeit mit ausländischen 
Strafverfolgungsbehörden nach Arti-
kel 13 Absatz 2 des Bundesgesetzes 
vom 7. Oktober 1994 über kriminal-
polizeiliche Zentralstellen des Bun-
des.
2 ...
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3 Der Name der Person, die die Mel-
dung des Finanzintermediärs, der 
Händlerin oder des Händlers oder 
der Beraterin oder des Beraters er-
stattet hat oder die der Informations-
pflicht nach Artikel 11a nachgekom-
men ist, darf von der Meldestelle 
nicht an ausländische Strafverfol-
gungsbehörden weitergegeben wer-
den.

Art. 34 Abs. 1

1 Die Finanzintermediäre und die 
Beraterinnen und Berater führen 
separate Datenbanken und Akten mit 
allen Unterlagen, die im Zusammen-
hang mit der Meldung nach Artikel 9 
dieses Gesetzes oder nach Arti-
kel 305ter Absatz 2 StGB7 sowie mit 
Anfragen der Meldestelle nach Arti-
kel 11a stehen.

7		 SR 311.0

3 Der Name der Person, die die Mel-
dung des Finanzintermediärs oder 
der Händlerin oder des Händlers 
erstattet hat oder die der Informati-
onspflicht nach Artikel 11a nachge-
kommen ist, darf von der Meldestelle 
nicht an ausländische Strafverfol-
gungsbehörden weitergegeben wer-
den.

Art. 34	 Datenbanken und 
Akten im Zusammen-
hang mit den Meldun-
gen und den an die 
Meldestelle herausge-
gebenen Informationen 

1 Die Finanzintermediäre führen se-
parate Datenbanken und Akten mit 
allen Unterlagen, die im Zusammen-
hang mit der Meldung nach Artikel 9 
dieses Gesetzes oder nach Artikel 
305ter Absatz 2 StGB sowie mit Anfra-
gen der Meldestelle nach Artikel 11a 
stehen. 

2 Sie dürfen Daten aus diesen Daten-
banken und Akten nur an die FINMA, 
die ESBK, die interkantonale Behör-
de, das Zentralamt, die Aufsichtsor-
ganisationen, Selbstregulierungsor-
ganisationen, die Meldestelle und 
Strafverfolgungsbehörden weiterge-
ben. 
3 Das Auskunftsrecht betroffener 
Personen nach Artikel 25 des Daten-
schutzgesetzes vom 25. September 
2020 ist gegenüber der Meldestelle 
geltend zu machen (Art. 35).
4 Fünf Jahre nach erfolgter Meldung 
sind die Daten zu vernichten.
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Zur Information:
Beschluss des Nationalrates vom  
12. Juni 2025 (Entwurf 1, 24.046)
Art. 35	 Bearbeitung durch die 

Meldestelle
Art. 35

1 Die Bearbeitung von Personenda-
ten durch die Meldestelle richtet sich 
nach dem Bundesgesetz vom 7. Ok-
tober 1994 über kriminalpolizeiliche 
Zentralstellen des Bundes. Das 
Recht auf Auskunft der Privatperso-
nen richtet sich nach Artikel 8 des 
Bundesgesetzes vom 13. Juni 2008 
über polizeiliche Informationssyste-
me des Bundes. 
2 Die Meldestelle kann Informationen 
mit folgenden Behörden über ein 
Abrufverfahren austauschen:

2 ...

a.	 der FINMA;
b.	 der ESBK;
c.	 der interkantonalen Behörde;
d.	 dem Zentralamt;
e.	 dem BJ in seiner Eigenschaft als 

Behörde, die das Transparenzre-
gister nach dem TJPG führt;

f.	 dem EFD in seiner Eigenschaft 
als Kontrollstelle nach dem TJPG;

g.	 dem SECO;
h.	 den Strafverfolgungsbehörden.

i.	 den kantonalen Aufsichtsbehör-
den gemäss Artikel 22b.

(siehe Art. 2 Abs. 3quater, ...)
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Art. 41a	 Einbezug der Bran-
chen bei FATF-Länder-
prüfungen

Die zuständigen Bundesbehörden 
beziehen die relevanten Wirtschafts- 
und Berufsverbände sowie die betrof-
fenen Branchen systematisch in die 
Vorbereitung und Durchführung von 
Länderbewertungen durch die Finan-
cial Action Task Force (FATF) ein. 
Insbesondere sind Vertreterinnen 
und Vertreter dieser Kreise im ange-
messenen Umfang anzuhören und 
können, soweit möglich, die Mitglie-
der der Schweizer Delegation an 
Evaluationsgesprächen mit dem 
FATF-Prüfungsgremium begleiten.

Übergangsbestimmung zur Änderung 
vom ... 8

Art. 42a
Die beim Inkrafttreten der Änderun-
gen vom … anerkannten Selbstregu-
lierungsorganisationen haben inner-
halb von einem Jahr in ihren 
Reglementen die Anfechtbarkeit ihrer 
Beschlüsse im Sinne von Artikel 25 
Absatz 2 Buchstabe d anzupassen.
(siehe Art. 14 Abs.3)

II

Die Änderung anderer Erlasse wird 
im Anhang 1 geregelt.

III

1 Dieses Gesetz untersteht dem fa-
kultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkraft-
treten.
8	...
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Anhang 1
(Ziff. II)

Änderung anderer Erlasse
Die nachstehenden Erlasse werden 
wie folgt geändert:

1. Revisionsaufsichtsgesetz 
vom 16. Dezember 20059

Art. 9a Abs. 1 Bst. c

1 Ein Revisionsunternehmen wird als 
Prüfgesellschaft für Prüfungen nach 
Artikel 2 Buchstabe a Ziffer 2 zuge-
lassen, wenn es:

c.	 keine andere nach den Finanz-
marktgesetzen (Art. 1 Abs. 1 
FINMAG10) bewilligungspflichtige 
Tätigkeit ausübt; ausgenommen 
ist die Beratertätigkeit nach Arti-
kel 2 Absätze 3bis und 3ter des 
Geldwäschereigesetzes vom 
10. Oktober 199711.

9	SR 221.302
10	 SR 956.1
11	 SR 955.0

Art. 9a	 Voraussetzungen für 
die Zulassung zur 
Prüfung nach den 
Finanzmarktgesetzen

1 Ein Revisionsunternehmen wird als 
Prüfgesellschaft für Prüfungen nach 
Artikel 2 Buchstabe a Ziffer 2 zuge-
lassen, wenn es:
a.	 nach Artikel 9 Absatz 1 zugelas-

sen ist;
b.	 für diese Prüfungen ausreichend 

organisiert ist; und
c.	 keine andere nach den Finanz-

marktgesetzen (Art. 1 Abs. 1 
FINMAG) bewilligungspflichtige 
Tätigkeit ausübt.

2 Eine Person wird zur Leitung von 
Prüfungen nach Artikel 2 Buchstabe 
a Ziffer 2 (leitende Prüferin oder 
leitender Prüfer) zugelassen, wenn 
sie:
a.	 als Revisionsexpertin oder -ex-

perte nach Artikel 4 zugelassen 
ist; und
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b.	 das nötige Fachwissen und die 
nötige Praxiserfahrung für die 
Prüfung nach den Finanzmarkt-
gesetzen (Art. 1 Abs. 1 FINMAG) 
aufweist.

3 Für die Zulassung nach Absatz 2 
Buchstabe a kann in Abweichung von 
Artikel 4 Absatz 4 auch Fachpraxis 
aus Prüfungen nach Artikel 24 Absatz 
1 Buchstaben a und b FINMAG an-
gerechnet werden.
4 ...
4bis. Der Bundesrat kann erleichterte 
Voraussetzungen vorsehen für die 
Zulassung von Prüfgesellschaften 
sowie von leitenden Prüferinnen und 
Prüfern zur Prüfung von Personen 
nach Artikel 1b des Bankengesetzes 
vom 8. November 1934.
5 ...
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2. Bundesgesetz vom …12 über 
die Transparenz juristischer 
Personen und die Identifikation 
der wirtschaftlich berechtigten 
Personen

Art. 35 erster Satz

Finanzintermediäre im Sinne von 
Artikel 2 Absätze 2 und 3 GwG13 
sowie Beraterinnen und Berater im 
Sinne von Artikel 2 Absätze 3bis und 
3ter GwG können Daten des Transpa-
renzregisters, ausgenommen die 
nach Artikel 32 gelöschten Daten und 
die Informationen über die Urheber 
einer Meldung nach Artikel 38 oder 
39, online abrufen, soweit diese Da-
ten zur Erfüllung der Sorgfaltspflich-
ten nach dem GwG erforderlich sind. 
...  

Art. 37 Abs. 2 erster Satz

2 Fragt eine Behörde, ein Finanzinter-
mediär im Sinne von Artikel 2 Absät-
ze 2 und 3 GwG14 oder eine Beraterin 
oder ein Berater im Sinne von Artikel 
2 Absätze 3bis und 3ter GwG online 
Daten im Transparenzregister ab, 
werden die Daten zu diesem Abruf 
protokolliert; ausgenommen sind die 
Abfragen durch die Kontrollstelle. ... 
12	 SR ...
13	 SR 955.0
14	 SR ...

Zur Information:
Beschluss des Nationalrates vom  
12. Juni 2025 (Entwurf 1, 24.046)
Art. 35	 Recht auf Online-Abruf 

zur Erfüllung von Sorg-
faltspflichten

1 Finanzintermediäre im Sinne von 
Artikel 2 Absätze 2 und 3 GwG sowie 
Beraterinnen und Berater im Sinne 
von Artikel 2 Absätze 3bis und 3ter 
GwG können Daten des Transpa- 
renzregisters, ausgenommen die 
nach Artikel 32 gelöschten Daten und 
die Informationen über die Urheber 
einer Meldung nach Artikel 38 oder 
39, online abrufen, soweit diese Da-
ten zur Erfüllung der Sorgfaltspflich-
ten nach dem GwG erforderlich sind. 
Die Verwendung dieser Daten ist auf 
diesen Zweck beschränkt.

Art. 37	 Einzelheiten und Daten 
zum Abruf

1 Der Bundesrat legt die Einzelheiten 
für den Zugang zum Transparenzre-
gister fest.
2 Fragt eine Behörde, ein Finanzin-
termediär im Sinne von Artikel 2 
Absätze 2 und 3 GwG online Daten 
im Transparenzregister ab, werden 
die Daten zu diesem Abruf protokol-
liert; ausgenommen sind die Abfra-
gen durch die Kontrollstelle. Der 
Bundesrat regelt, welche Daten in 
welcher Form protokolliert werden 
müssen.
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